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Die Mitgliedertagung des Verbands Insolvenzverwalter Deutsch-

lands e. V. fand mit der am Donauufer angeketteten »Kristallkö-

nigin« einen Ort, der Raum für Assoziationen zuließ. Doch der 

VID-Vorsitzende, RA Dr. Christoph Niering, wehrte in seiner Be-

grüßung der 140 an Bord gekommenen Mitglieder naheliegende 

Bilder wie »das sinkende Schiff« ab, wenngleich er verdeutlichte, 

dass sich die Verwalter in mindestens unruhigen Gewässern be-

fänden. Er griff die »Kapitalmarktidee« der EU-Kommission auf, 

deren Dynamik man sich bis vor Kurzem nicht habe vorstellen 

können. Der VID befinde sich in intensiven Gesprächen in Brüs-

sel, um Einfluss auf die Ausgestaltung des vorinsolvenzlichen 

Sanierungsverfahrens zu nehmen. Auch dürfe man nicht die 

Augen vor dem Konzentrationsprozess und Marktveränderungen 

verschließen, daher sei eine kräftebündelnde Zusammenarbeit 

mit dem Gravenbrucher Kreis und der DAV-Arge so wichtig. Dann 

leitete Niering analog Industrie 4.0 zu der Initiative Insolvenz-

verfahren 4.0 über. Viele Verwalter arbeiteten noch in veralteten 

Strukturen, man müsse eine grundlegende Reform der adminis-

trativen Abwicklung vornehmen, dabei gehe es um Optimierung 

der Abläufe und Digitalisierung. Hierzu werde der VID in Kürze 

eigene Ideen vorstellen, denn die Verwalter wollten nicht nur 

»STP-gesteuert« sein. Nicht zuletzt in der Podiumsdiskussion zur 

Effizienzsteigerung in Verwalterkanzleien machte sich ein Rumo-

ren gegenüber STP Luft, die ihre Marktführerschaft vor allem viele 

kleinere Verwalterbüros spüren lasse und nicht mit preiswerteren 

Softwarepakten entgegenkomme. Man müsse sich mehr von STP 

abnabeln, so viele Stimmen auf und unter Deck.

Im ersten Vortrag beschäftigte sich Prof. Dr. Holger Altmep-

pen mit masseschmälernden Zahlungen und der Rechtspre-

chungsänderung des II. BGH-Senats in den Grundsatzentschei-

dungen vom 18.11.2014 und 23.06.2015 und der anschließenden 

dritten Entscheidung vom 08.12.2015 (dazu Altmeppen ausführ-

lich in NZG 2016, 521–560). Für Verwalter bedeute dies einen 

fundamentalen Wechsel bei der Anspruchsberechnung, der BGH 

sei allerdings von einem schlüssigen Grundkonzept recht weit 

entfernt. Der Wortlaut der Regelungen im GmbHG, AktG und HGB 

bringe die Geschäftsleiter bei jeder nach Insolvenzreife erfolg-

ten Zahlung aus der Masse einer Adressatin der Insolvenzan-

tragspflicht in die Erstattungshaftung, auch wenn die Masse 

durch die Zahlung gar nicht verkürzt wurde. Bis 2014 habe der 

BGH eine strenge Linie verfolgt. Eine Anrechnung habe er davon 

abhängig gemacht, dass der Gegenstand des Massezuflusses 

auch bei Verfahrenseröffnung noch vorhanden ist, was Ge-

schäftsführer im Regelfall kaum beweisen könnten. Die neuen 

Urteile hätten nun die Rechtslage für die Praxis grundlegend 

geändert. Künftig sei im Rahmen einer Einzelfallbetrachtung 

jeder »Zahlung« daraufhin nachzugehen, ob ihr nach »wirt-

schaftlicher Betrachtung« ein Ausgleich zugeordnet werden 

könne. Die bisherige Forderung, der Gegenstand des Massezu-

flusses müsse nachweislich noch bei Verfahrenseröffnung vor-

handen sein, habe der BGH ausdrücklich aufgeben. Als »Struk-

turfehler« und nicht mehr zu bewältigen bezeichnete Altmeppen 

den neuen Ansatz der Einzelfallbetrachtung, die der Verwalter 

bei jeder Transaktion gar nicht leisten könne. Das System der 

Einzelfallbetrachtung müsse vollständig zugunsten einer Ge-

samtbetrachtung des Schadens aufgegeben werden, nachdem 

der BGH sehr zu Recht die Unbilligkeit der früheren Rechtspre-

Regensburg. Die VID-Mitgliederversammlung vom 21. bis 23.04.2016 zog 140 der 460 Mitglieder des Berufsverbands  

nach Regensburg, die geplante Reformen aus Berlin und Brüssel, aber auch Marktverschiebungen in den Fokus nahm  

und nach effizienzsteigernden Lösungen für die Branche suchte. Dabei schienen Steuerrecht, neuere BGH-Rechtsprechung  

und Datenschutz die kleineren Probleme zu sein, Brüssel gilt neuerdings als zukunftsweisender Weichensteller.

Text: Peter Reuter

(v. li.) Stefan Lodyga, VID-Vorsitzender RA Dr. Christoph Niering, 

RiAG Marc Deutschbein
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chung zur Ausblendung von Gegenleistungen erkannt habe, die 

für die jeweilige Zahlung in die Masse gelangt sind. Der BGH 

habe das richtige Ziel angesteuert, sei aber »halbherzig« mitten 

auf der Kreuzung stehen geblieben. Folgenden Lösungsansatz 

skizzierte der Passauer Professor: Ab Insolvenzreife führe der 

Geschäftsführer, der keinen Insolvenzantrag stellt und die Ge-

schäfte fortführt, das Unternehmen auf eigene Gefahr. Er hafte 

demzufolge für jede Masseverkürzung, genauer für die Verluste, 

die er innerhalb der Verschleppungsphase erwirtschaftet. Der 

vom Gesetzgeber des 19. Jahrhunderts verwendete Begriff 

»Zahlungen« sei rechtsfortbildend durch »Verluste« zu korrigie-

ren, denn damit würde der Quotenschaden aller Insolvenzgläu-

biger erfasst, auch derjenige der Neugläubiger. Der Geschäfts-

leiter habe die Beweislast für die Unschädlichkeit seiner nach 

Insolvenzreife verbotenen Fortsetzung der Marktteilnahme. 

Abschließend bedauerte Altmeppen, keine Empfehlung ausspre-

chen zu können, wie die Verwalter mit dem »Dilemma« der 

neuen Rechtsprechung umgehen sollten. 

In die Übersicht der aktuellen Entwicklungen im Insolvenz-

recht leitete VorsRiBGH Prof. Dr. Godehard Kayser zurückhaltend 

mit der Ankündigung einiger Entscheidungen ein (siehe dazu 

Seiten 32-36), da sie noch nicht zugestellt waren. Die Themen 

würden der Praxis aber auf den Nägeln brennen. Zum einen gehe 

es um die Begründung von Masseverbindlichkeiten in der EVW 

(Beschl. v. 24.03.2016 – IX ZR 175/14). Zum anderen habe sein 

Senat in mehreren Entscheidungen Fragen zu Listing/Delisting 

von Verwaltern behandelt, z. B. Grenzen der Vorbefasstheit, Re-

levanz eines Prädikats examens als Qualifikationsvoraussetzung 

für ein Listung, Ortsnähe und ob eine Listung auf der Grundlage 

einer vom Richter durchgeführten und für ihn nicht zufrieden-

stellenden Befragung einer Vorzimmerkraft in einem neu ge-

schaffenen Verwalterbüro abgelehnt werden kann. Inzwischen 

sind die Entscheidungen veröffentlicht. Die angerissenen Fälle 

behandelten sechs Beschlüsse vom 17.03.2016 – zuvor war das 

OLG Hamburg damit befasst –, davon drei Leitsatzentscheidun-

gen, denen nach das jeweilige Amtsgericht der Antragsgegner 

eines Verfahrens nach §§  23 ff. EGGVG (IX AR (VZ) 1/15) ist, die 

Merkmale der Orts nähe und Erreichbarkeit keine sachgerechten 

Kriterien für die generelle Geeignetheit zur Aufnahme in die 

Vorauswahlliste darstellen und der ortsnah erreichbare Verwal-

ter sein insolvenzrechtlich geschultes Personal nicht ständig 

ortsnah vorhalten muss (IX AR (VZ) 2/15, ZIP 2016, 930). Unter 

den von ihm behandelten Entscheidungen hob er dann die zur 

Direktzahlung an den Gläubiger des Schuldners hervor (BGH, 

Urt. v. 17.12.2015 – IX ZR 287/14, ZIP 2016, 279), die ähnlich 

dem sog. Fenstereinbau-Fall Ergebnis einer Gesamtbetrachtung 

gewesen sei. Man habe das »gute Ziel« verfolgt, ein Bauvorha-

ben – in diesem Fall Brückenbauarbeiten – fertigzustellen. Mit 

der Direktzahlung des Bauherrn an den Subunternehmer auf-

grund eines Abänderungsvertrags sei eine Kongruenzvereinba-

rung getroffen worden. Da es sich um ein Bargeschäft gehandelt 

hat, könne § 131 InsO nicht zur Anwendung kommen. 

Im Fokus: Damoklesschwert 
des EU-Beihilferechts

Im Anschluss beschäftigte sich Prof. Dr. Michael Fischer mit 

Steuerrecht sowie Sanierung und behandelte den Sanierungser-

lass, den Rangrücktritt und die Insolvenzverwalter-Mitunter-

nehmerschaft/Gewerbesteuer, wobei er europarechtliche Ent-

wicklungen mit einbezog. Der Erlangener Professor erinnerte 

daran, dass der X. BFH-Senat mit Beschluss vom 25.03.2015 dem 

Großen Senat des BFH die Frage vorgelegt habe, ob der Sanie-

rungserlass des BMF dem Gesetzmäßigkeitsprinzip entspricht. 

Ganz aktuell in den Fokus geraten sei das Damoklesschwert des 

EU-Beihilferechts wegen der beiden Entscheidungen des EuG 

vom 04.02.2016 zur Sanierungsklausel des § 8 c KStG. Diese Ent-

scheidungen bezeichnete die Literatur zu Recht als Sprengkraft 

auch im Hinblick auf den Sanierungserlass. Man müsse wohl 

zugeben, dass nach der Argumentation des EuG auch der Sanie-

rungserlass eine selektive Maßnahme darstelle. Der Sanierungs-

erlass hätte sich erledigt, wenn die Finanzverwaltung die bei-

den Urteile zum Anlass nähme, ihre Praxis zu verbindlichen 

Auskünften und der Gewährung von Billigkeitsmaßnahmen ein-

zustellen. Seiner Meinung nach hätten sich mit den Urteilen die 

Haftungsrisiken für Berater, Organe und Verwalter im Planver-

fahren mit Sanierungserlass erhöht. Ausgehend vom Worst-

Case-Szenario einer verbotenen Beihilfe müssten Sanierungsbe-

rater auf die unsichere Rechtslage hinweisen, um ihre Haftung 

auszuschließen, Organe notleidender Kapitalgesellschaften hät-

ten dann die Überschuldung falsch eingeschätzt, weil sie, ex ante 
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betrachtet, fälschlicherweise von einer zulässigen Beihilfe aus-

gegangen sind. Verwaltern in Planverfahren sei zu empfehlen, 

im Unternehmensinteresse eine abgewogene Entscheidung zu 

treffen, um sich im Fall des Falls haftungsausschließend auf die 

sog. Business Judgement Rule berufen zu können. Im Übrigen 

sei nicht auszuschließen, so Fischer, dass die EuG-Urteile von 

Konkurrenten zum Anlass genommen werden, Insolvenzplanver-

fahren mit dem Erlass von Sanierungsgewinnen dadurch zu tor-

pedieren, dass gegen den Fiskus wegen wettbewerbswidrigen 

Verhaltens Schadenersatzklagen angedroht werden. 

In den Verwalterkanzleien 
läuten die Alarmglocken

Nach der Mittagspause diskutierte ein von RA Michael Bre-

men moderiertes Podium mit RA Dr. Jürgen Blersch, Michael 

Benz von DQS und Anett Giese von STP über Effizienzsteigerung 

in Verwalterkanzleien. Blersch sprach von »Alarmglocken«, die 

für die Verwalter läuteten, daher müssten sie ihre Leistungsfä-

higkeit dringend verbessern. Dazu gehöre u. a. ein gelebtes Qua-

litätsmanagementsystem, das nicht nur für Audits reaktiviert 

werde. Über Personalwirtschaft mit Outsourcing und Grenzen 

der Höchstpersönlichkeit sei ernsthaft nachzudenken wie über 

die Kooperation mit anderen Verwaltern (Kompetenzcluster für 

Anfechtung und »Ausland«) oder, was er mit »na ja« kommen-

tierte, Anschluss an größere Einheiten. Sein Büro habe sich für 

eine Selektion der Verfahrensarten entschieden und sich von 

defizitären Kleinverfahren verabschiedet. Sowohl Auditor Mi-

chael Benz als auch Anett Giese konnten mit ihren Statements 

nicht wirklich weiterhelfen. Auf die Frage von RA Bremen, wie 

STP auf die neue ISO-Norm (9001:2015) reagiere, musste die 

Winsolvenz-Produktmanagerin passen. An die GOI und die Be-

rufsgrundsätze erinnerte Bremen, die vorgeben, was an Personal 

vorzuhalten und wie dieses zu schulen ist. Verbunden mit »Out-

sourcing« klang es so, als ob diese Statuten zu hinterfragen 

seien. Eine Genossenschaft der Verwalterschaft regte er an zu 

gründen, um Aufgaben zu poolen. In der Form würden die VID-

Qualitätsstandards auch eingehalten. In der anschließenden 

Mitgliederversammlung berichtete VID-Ombudsmann Dr. Volker 

Drecktrah, dass im Berichtszeitraum 2015/2016 die Beschwer-

den stark zurückgegangen seien: Von 14 auf jetzt noch vier. In 

drei dieser Fälle setzten die Beschwerdeführer nach Hinweis auf 

die Sach- und Rechtslage ihre Beschwerden nicht fort bzw. nah-

men sie zurück. Im vierten Fall hatte der Beschwerdeführer ver-

zögerliche Reaktionen des Verwalters nachvollziehbar dargelegt.

Der zweite Tag begann mit dem Blick auf Qualität, Compli-

ance und Performance der Verwalterkanzlei durch Gericht und 

institutionelle Gläubiger. RiAG Marc Deutschbein beschrieb, wie 

das Gericht Informationen für Listing, Auswahl, Aufsicht und 

Delisting erhält – die Justizverwaltung veranschlage bei Rich-

tern je Eingang pauschal allerdings nur 79 Minuten. Hilfreich 

dafür sei die Öffnungsklausel im Verwalterfragebogen, auch bei 

anderen Gerichten Auskünfte einholen zu dürfen. Detailliert 

stellte er dar, wie er am AG Essen Beanstandungen und Auffäl-

ligkeiten mit Punktegewichtung kategorisiert habe. Kategorie  A 

bedeute z. B. Versäumnis von Fristen, Kategorie B z. B. fehlende 

Darstellung einer Überprüfung von Anfechtungsansprüchen in 

einem Gutachten und Kategorie C fehlende Reaktion des Verwal-

ters auf Anfragen und fehlende Erreichbarkeit. 

Bald lässt sich bewerten, wie 
jeder Verwalter »performt«

Wie eine prozessorientierte Bewertung von Verfahren und Ver-

waltern ab dem 01.01.2017 bei über 100 Krankenkassen mit etwa  

26 Millionen Versicherten aussieht, erläuterte Stefan Lodyga, Lei-

ter Vollstreckung der pronova BKK, der zusammen mit Bitmarck 

das Softwaremodul 21 c entwickelte (siehe dazu INDat Report 

03_2016, S. 32  f.). Ausgehend vom teuren, fehleranfälligen und 

zeitintensiven manuellen Prozess stellte er das neue digitale Da-

tenmanagement der Insolvenzverfahren vor, das Beschlüsse und 

Akten in Zahlen zerlege, sodass man als Gläubiger auch wissen 

könne, in welcher Höhe sich ein Verwalter i. d. R. vergleiche. Ein 

Insolvenzregelwerk übernehme das operative, anlassbezogene 

Entscheidungsmanagement, um gezielt zu Quote und Verfahrens-

dauer nachhaken zu können. Heute wisse man schon, dass quo-

tenreiche Verfahren nach 1,76 Jahren ausschütteten, das bedeu-

te einen Anlass für eine erste Anfrage. Mit der Zeit entwickelten 

sich aus den Stichproben Benchmarks, die sich zu Trends verknüp-

fen ließen. Jede Nachfrage könne mit Verweis auf diese Bench-

marks unterlegt werden, man könne bewerten, wie ein Verwalter 

»performt«. »Gewöhnen Sie sich daran«, schloss Lodyga, »dass 

Ihre Verfahren analysiert werden und Sie sich an Benchmarks 

messen lassen müssen«, was für einigen Unmut sorgte. 

Unmut erzeugte auch der nächste Referent, und das bereits 

vor über einem halben Jahr, als er als Präsident des Bayerischen 

Landesamts für Datenschutzaufsicht im Zuge eines Asset Deals 

einem Verwalter eine fünfstellige Geldbuße auferlegte, weil die-
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ser datenschutzunzulässig E-Mail-Adressen von Kunden eines 

Onlineshops übertragen hatte. Thomas Kranig folgte der Einla-

dung aufs Schiff sehr gern, um darüber aufzuklären. Die anschlie-

ßende Diskussion zeigte, dass recht großer Informationsbedarf 

besteht. Die Übermittlung personenbezogener Daten sei nur zu-

lässig, wenn der Betroffene vorher eingewilligt habe oder die 

Übermittlung aufgrund einer Rechtsvorschrift zulässig sei. Die 

Listendaten Name, postalische Adresse und Geburtsjahr dürften 

ohne Einwilligung übermittelt werden, nicht aber u. a. Geburts-

datum, Telefonnummer, E-Mail-Adresse, Konto-/Kreditkartennum-

mer und Bestellhistorie. Um die Problematik abzumildern, prak-

tiziere das BayLDA – andere Aufsichtsbehörden aber nicht  – die 

Widerspruchslösung, nach der der Betroffene über die Pläne infor-

miert werde und ihm eine Widerspruchsrecht von i. d. R. drei Wo-

chen eingeräumt werden müsse. Die Quote der Widersprechenden 

sei denkbar gering, so Kranig, doch Verwalter machten deutlich, 

dass selbst drei Wochen bei einem Asset Deal zu lange dauerten. 

Bei Verstößen seien Bußgelder bis 300.000 Euro möglich, die ab 

Mai 2018 geltende DS-GVO verschärfe einiges, denn sie verlange 

die Einwilligung, und Verstöße könnten dann mit bis 20 Mio. Euro 

geahndet werden. Auf Nachfrage stellte Kranig klar, dass man die 

Widerspruchslösung nicht prophylaktisch betreiben könne, da der 

Verkäufer über den Erwerber informiert werden müsse. 

Im Anschluss stellten die Vorstandsmitglieder RA Michael Bre-

men und RA Axel Bierbach den Stand der Anfechtungsreform und 

zum vorinsolvenzlichen Sanierungsverfahren mit zwei ausführli-

chen Präsentationen vor, um insbesondere die Lobbyarbeit des 

VID zu unterstreichen, nicht ohne VID-Geschäftsführer RA Dr. 

Daniel Bergner für seine vielen Gespräche in Berlin und Brüssel 

zu danken. Zum bis Mitte Juni laufenden EU-Konsultationsprozess 

merkte DAV-Arge-Vorsitzender RA Dr. Martin Prager an, dass es 

bei der letzten Konsultation aus England 300 und aus Deutsch-

land vier Stellungnahmen gegeben habe, das wolle man nun ge-

meinsam ändern. Bei der Brüsseler Konferenz am 12.07.2016, die 

die Konsultationsergebnisse und einen Zwischenstand auf dem 

Weg zum Legislativakt diskutiert, ist Bierbach Panelteilnehmer. 

Für den 18.05.2016 kündigte er dazu eine abendliche Podiums-

diskussion in Köln an (siehe dazu Seiten 54-55). Es gelte beim 

vorinsolvenzlichen Sanierungsverfahren, vor allem die Rolle des 

Verwalters als Mediator oder Sachwalter zu zementieren.

Mit einer Stunde über der Zeitplanung trat dann zum Ab-

schluss Prof. Dr. Christoph G. Paulus an, um – mit seiner bewähr-

ten globalen Sicht – über Sozialkompetenz und Insolvenzverwal-

tung zu sprechen. Der dargestellte Kanon der Kompetenzen aus 

Verantwortung, Integrität, Vertrauen, Kommunikation, Empa-

thie und interkultureller Befähigung ließ es unmöglich erschei-

nen, ohne Sozialkompetenz agieren zu können. Schon das ESUG 

habe die Entwicklung zum konsensgesteuerten Verfahren beför-

dert, die Brüsseler Betonung auf Insolvenzvermeidung verstärke 

das nochmals, so Paulus, sodass bei Sozialkompetenz nicht von 

einem »modischen Schnickschnack« die Rede sein könne, son-

dern diese immer mehr an Bedeutung gewinne. «

Prof. Dr. Michael FischerRA Axel Bierbach

Prof. Dr. Christoph G. Paulus

Prof. Dr. Holger Altmeppen

RA Michael Bremen

VorsRiBGH Prof. Dr. Godehard Kayser

RA Dr. Jürgen Blersch

Thomas Kranig


